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Zentralbehörden. 


201. 1. Zum An kauf dreijähriger, auenahmsweiſe 
vierjähriger Remonten ſollen in dieſem Jahre 
im Reglerungsbezirke Frankfurt a. O. die nachbe⸗ 
zeichneten öffentlichen Märkte abgehalten werden: 


7. Juni 8 Uhr vorm. Croſſen (Oder), 

9. 2 10½ 67 n etz, . 

10. „ 12 „ mitt. Friedeberg, Oſtbahnhof 
(Neumark). 


2. Die angekauften Pferde werden ſofort abge⸗ 
nommen und gegen Quittung bar oder mittels 
Schecks bezahlt. 

3. Pferde mit Mängeln, die geſetzlich den Kauf 
rückgängig machen, ſind vom Verkäufer gegen 
Erſtattung des Kaufpreiſes und der Unkoſten 
zurückzunehmen, desgleichen Pferde, die ſich 
während der erſten 28 Tage nach dem Tage 
der Einlieferung in das Depot als Klophengſte 
erweiſen. Die geſetzmäßige Gewährefriſt wird 
für periodiſche Augenentzündung (innere Augen⸗ 
entzündung, Mondblindheit) auf 28 Tage nach 
dem Tage der Einlieferung in das Depot ver⸗ 
längert, für Koppen (Krippenſetzen) auf 10 Tage 
vom genannten Zeitpunkte ab verkürzt. 

4. Verkäufer, die Pferde vorführen, die ihnen 
nicht eigentümlich gehören, müſſen ſich gehörig 
ausweiſen können. ni 

5. Der Verkäufer iſt verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue, ſtarke, rindlederne Trenſe 
mit glattem, ſtarkem Gebiß (keine Knebeltrenſe) 
und eine neue Kopfhalfter von Leder oder 
Hanf mit zwei mindeſtens 2 Meter langen 
Stricken unentgeltlich mitzugeben. 

6. Zur Feſtſtellung der Abſtammung der Pferde 
find die Deck- und Füllenſcheine mitzubringen. 


Auch werden die Verkäufer erſucht, die 
Schweife der Pferde nicht übermäßig zu be⸗ 
ſchneiden und die Schwanzrübe nicht zu verkürzen. 
7. Vorſtehende Ankaufsbedingungen gelten auch 

für nichtöffentliche Märkte. 

Berlin, den 18. Februar 1910. 
Kriegsminiſterium. Remonte⸗Inſpektion. 
Regierungspräſident. 

. (Regierung.) i 
202. Im Auftrage des Herrn Oberpräſidenten 
bringe ich die nachſtehenden Erläuterungen zu der 
im Regierungsamtsblatt für 1910 S. 53/54 
veröffentlichten Poltyeiverordnung vom 17. Februar 
d. Is. mit dem Hinweis zur öffentlichen Kenntnis, 
daß diejenigen zu den SS 14/15 erſt vom 1. Auguſt 
d. Js. an von den Sachverſtändigen zu handhaben 
ſind, während bis dahin die vorerwähnten Mindeſt⸗ 
anforderungen erfüllt werden müſſen. 

Frankfurt a. O., den 2. April 1910. 
1 Bg 1123. Der Negierungspräftdent. 

J. Der Verein der Fahrſtuhlfabrikanten hat 
in einer Eingabe vom 29. Januar d. Is. geltend 
gemacht, daß ſeinen Mitgliedern durch die unmittel⸗ 
bare Durchführung der im Erlaß vom 27. Dezember 
v. J. (SMBl. 1910 S 8) erläuterten Auslegung 
der SS 14, 15 der Poltzeiverordnung, betreffend die 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen, 
zum Teil nicht unerhebliche Schwlerigkeiten entſtänden 
und daher für die Durchführung dieſer Anforderungen 
eine Friſt von etwa 6 Monaten erwünſcht erſcheine. 
Der Gewährung einer ſolchen ſtehen mit der Maß⸗ 
gabe keine erheblichen Bedenken entgegen, daß bis 
zum Ablaufe dieſer Friſt gefordert wird, daß bei 
geöffneten Türen, d. h. alſo unwirkſamen Verſchlüſſen, 
nicht gefahren werden darf. Dagegen iſt bis dahin 
von den weiteren Forderungen der in dem Erlaß vom 
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27. Dezember v. J (HM Bl. 1910 S. 8) enthaltenen 
Erläuterungen zu 88 14 und 15 der Polizeioer⸗ 
ordnung abzuſehen, nach welchen insbeſondere die 
Erſchwerung der Außerbetriepſezung der Verſchlüſſe 
fo weit gehen muß, daß es dazu beſonderer Werk: 
zeuge bedarf. Jedoch muß auch bei derart beſchaffenen 
Aufzügen die am Schluß des vorletzten Abſatzes des 
erwähnten Erlaſſes empfohlene Anforderung durch⸗ 
geführt werden. 

II. Ergänzungen und Erläuterungen zu der im 
Regierungsomieblatt für 1909 S. 125 ff. abge⸗ 
druckten Ausführungsanweiſung zur Polizeiver⸗ 
orduung betreffend die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzügen (Fahr ſtühlen) vom 8. Mat 1908: 

Zu 8 1. (Ergänzung) 

In der Ziff. 7 iſt in Klammern hinter 
„Tragfähigkeit“ zu ſetzen „(Bruchbelaſtung)“. 

Zu 85. (Zufag am Schluſſe.) 

„Auch ſoweit Fahrkorbdecken nicht vorhanden 
ſind, iſt darauf zu achten, daß der Abſtand des 
Fahrkorbbügels in ſeiner normalen höchſten 
Siellung von der Traarolle nicht zu gering 
bemeſſen wird, um beim Ueberfahren des hoͤchſten 
Standes Seilzerrungen oder das Feſtklemmen 
des Seilſchloſſes in der Rolle zu vermeiden.“ 

Zu § 7. (In der Faſſung des Erlaſſes vom 

31. Auguft 1908, HM Bl. S. 321.) 

Im erſten Satze ſind die Worte „ſelbſttätig 
zufallen“ zu ſtreichen. Am Schluß des Ab» 
ſatzes iſt der Satz hinzuzufügen: „Der Tür⸗ 
falz kann in einer Flache ausgeführt oder auf 
zwei Flächen verteilt werden.“ 

Hinter dem zweiten Abſatz iſt folgender Abſatz 
neu einzuſchalten: „An der Türſchwelle von 
Aufzüden, deren Schacht mit feuerſicheren Türen 
abgeſchloſſen werden muß, kann die Höhe des 
Falzes ermäßigt werden, wenn nur die Unter⸗ 
kante der Tür um 1 cm überdeckt wird. Bei 
nicht betretbaren kleinen Aufzügen (§ 4 Il) 
in Wohngebäuden können ſalzloſe, auf einer 
Seite mit 1 mm ſtarkem Eiſenblech beſchlagene 
Holz⸗ oder einfache Eiſentüren als feuer ſicher zu⸗ 
gelaſſen werden.“ 

Zu § 12. (Neuer zweiter Abſatz.) 

„Einfache Windevorrichtungen (z. B. Elektro⸗ 
motoren) von kleinen Aufzügen ($ 4 III) und 
von Haſpelaufzügen find nicht als Antriebs⸗ 
maſchinen zu behandeln. Die für letztere feſt⸗ 
geſetzten Abmeſſungen des Aufſtellungsraums 
können daher für ſolche Windevorrichtungen 
nicht gefordert werden. Jedoch muß ihre Auf⸗ 
ſtellung fo erfolgen, daß fie bequem geſchmiert, 
gereinigt und bedient werden können.“ 

Zu $ 14. (Neu) 

„Die Forderung des 8 14 Abſ. II bedingt 
bei Anwendung von Kontakten oder Magnet⸗ 
verriegelungen, daß dei Unterbrechung eines 
Kontaktes oder einer Magnetverriegelung — 


ſei es, daß dieſe abſichtlich oder infolge Durch⸗ 
brennens der Sicherung, Verſchmorens der 
Magnetwickelung oder Anlehnens oder Oeffnens 
einer Tür erfolgt — die Betätigung der 
Steuerung oder die Weiterfahrt des Fahrſtuhls 
verhindert wird. Der Betrieb des Fahrnuhls 
muß bis zur Beſeitigung der Mängel un⸗ 
möglich ſein. Unter der Steuerung ſind nicht 
notwendig die äußeren Steuerungsteile (Hebel, 
Kurbel, Druckknöpfe u. dgl.) zu verſtehen, 
ſondern alle Teile, deren Betätigung erforder⸗ 
lich, aber auch ausreichend iſt, um die Aufzuge- 
maſchine in Gang zu ſetzen oder zum Still 
ſtande zu bringen.“ 
Zu § 15. (Abänderung des erſten Sapes.) 

„Bei der Prüfung der Druckknopfſteuerungen 
iſt insbeſondere darauf zu achten, daß die Kon⸗ 
takiwirkung nicht ſchon bei loſem Anlehnen 
der Tür oder durch Anwendung unlauterer 
Hilfsmittel wie Federn, Hilfsbrücken u. dgl. 
eintritt und daß die Beſeitigung von Schutz⸗ 
kappenleiſten oder anderer Verſchlußteile der 
Magnetverriegelung ſoweit erſchwert wird, daß 
es dazu beſonderer Werkzeuge wie Schrauben⸗ 
zieher⸗Schlüſſel, Zangen u. dgl. bedarf. Als 
„zuverläſſige“ Türverriegelungen gelten bei 
elektriſchen“ (uſw. wie bisher.) 

(Zuſatz am Schluß.) 

„Bei Selbſtfahrern ($ 32 111) iſt über die nach 
$ 14 anzubringende Verriegelung hinaus noch eine 
zweite Verriegelung zu fordern, ſofern den 
Forderungen des § 14 durch einen Riegel ent⸗ 
ſprochen wird.“ 

Zu § 18. (Neu.) 

„Da für Perſonenfahrſtühle die Anbringung 
einer Decke im Fahrkorbe zu fordern iſt, fo 
würde es in vielen Fällen ohne die Möglich⸗ 
keit der Zuführung von Tageslicht im Fahr⸗ 
korbe zu dunkel ſein. Unter Beachtung des 
Schlußſatzes von § 18 Abſ. I erſcheint es da⸗ 
her geboten, in der Decke und ebenſo in den 
geforderten dichten Wänden des Fahrkorbes 
ſtarke Verglaſungen zuzulaſſen.“ 

Zu 8 19. (Druckfehlerberichtigung.) 

Die bisher zu 5 18 gegebenen Erläuterungen 
gehören zu 8 19 und find daher unter dieſer 
Ziffer zu leſen. 

Zu 8 24. (Neu.) 

„Soweit bei kleinen Aufzügen das Zugſeil 
innerhalb des Schachtes angebracht werden 
darf, iſt darauf zu achten, daß Verletzungen 
bei der Benutzung des Zugſeils durch geeignete 
Mittel vermieden werden.“ 

Zu $ 25. (Neu.) 

„Bei Aufzügen ohne mechaniſchen Antrieb, 
3. B. Ablaßvorrichtungen, die nur zwiſchen 2 Ge⸗ 
ſchoſſen verkehren, kann als Vorrichtung, die 
den Aufzug in ſeinen Endſtellungen ſelbſttätig 
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zum Stillſtande bringt, an Stelle der Aus⸗ 
rückvorrichtung. die in dieſem Falle auf die 
zremſe einwirken müßte, eine Einrichtung 
dienen, bei welcher der Boden des Fahrkorbes 
einen Kolben trägt, der als Luftpuffer dient. 
Indem dieſer gegen Ende der Bewegung in 
einer Ausſchachtung unterhalb der Sohle des 
Fahrſchachts die Luft zuſammenpreßt, wird die 
Bewegung des Fahrkorbes allmählich ver: 
zögert. Von derſelben Einrichtung kann bei 
Bremsfahrſtühlen in der unteren Stellung ſtatt 
der Ausrückvorrichtung Gebrauch gemacht 
werden.“ 
Zu 8 27. (Neu.) 


„Die Vorſchrift des $ 27 darf ſchon wegen 
der in mehrſtöckigen Gebäuden vorhandenen 
Zwiſchendecken nicht in dem Sinne ausgelegt 
werden, daß die Fahrbahn von jedem Punkte 
aus durch alle Geſchoſſe hindurch zu überſehen 
15 1 es genügt vielmehr, wenn die Stellung 
* De orbes in dem einzelnen Geſchoß ſicht⸗ 


Zu § 32. 
Abſatzes.) 

„Als mechaniſche Steuerun Santriebe gelte 
Seit: Geſtänge⸗ und mechaniſche Warpe 
im Gegenſatz zu den elektriſchen (Hebel-, Kurbel⸗, 
Knopf) Steuerungen ohne Etagenabſtellung 
5 32 II) und den Knopfſteuerungen mit 

tagenabſtellung (Selbſtfahrer, g 32 11), Bei 
den Anforderungen an die Feuerſicherheit, den 
Schutz der Arbeiter u. dgl. bei elettriſchen Ein: 
richtungen der Aufzüge ſind die Errichtungs⸗ 
vorſchriſten des Verbandes Deutſcher Elektro⸗ 
techniker zu beachten. 

Die Prüfung der Führer hat mit der größten 
Strenge zu erfolgen. Führer, die mit der 
Einrichtung der Türverſchlüſſe, der Fangvor⸗ 
richtung, insbeſondere auch deren Einſtellung 
und Löſung, ſowie mit der Antriebsmaſchine 
nicht völlig vertraut find, dürfen zur ſelbſlän⸗ 
digen Führung eines Fahrſtuhls (§ 32 I 
nicht zugelaſſen werden. Von der Kenntnis 
der Antriebsmaſchine kann nur in Anlagen ab⸗ 
geſehen werden, in denen ſtändig geſchultes 
Perſonal zur Beaufſichligung der Antriebs⸗ 
maſchinen anweſend iſt. Führer, denen der 
Befähigungsnachweis“ (uſw. wie bisher.) 

Zu Pr: (Zuſatz zum letzten Abſatz.) 

„Auch bei größeren Aufzügen ſind ſchema⸗ 
tiſche Darſtellungen, ſoweit ſie für . 
der Prüfung ausreichen, nicht zu beanſtanden.“ 

Zu 8 35. (Zuſatz zum letzten Abſatze.) 

„Zur maſchinentechniſchen Prüfung gebt 
auch die Prüfung ſolcher Banteile 185 5 
Schachttüren und Ihrer Verſchlüſſeh, die im 
Zuſammenhange mit der Steuerung ſtehen.“ 


(Abänderung des erſten und zweiten 


Da die Aenderungen und Ergänzungen bie auf 
diejenige des 8 22 Milderungen bedeuten, fo find 
Uebergangsbeſſimmungen nicht erforderlich; fie können 
vielmehr ſogleich in Kraft treten Zu § 22 haben 
die Sachverſtändigen die an früherer Stelle ent⸗ 
haltenen Ausführungen dieſes Erlaſſes hinſichtlich 
beſtehender Anlagen zu beachten. Die Aenderungen 
des § 14 find nicht grundſätzlicher Natur, dienen 
vielmehr nur zur Erläuterung der auch jetzt ſchon 
zu ſtellenden Anforderungen. Sofern Sachverſtän⸗ 
dige Anlagen abgenommen haben ſollten, die hier⸗ 
nach nicht allen Anſprüchen genügen, werden ſie zu 
prüfen haben, wie weit, unbeſchadet der Sicherheit des 
Verkehrs, der Fortbeſtand der Anlage in dem gegen⸗ 
wärtigen Zuſtande geduldet werden kann. Vielfach 
wird es ausreichen, vorhandene mechaniſche Riegel 
zwangsweiſe zu ſichern, fo daß die Türen auch beim Ver⸗ 
ſagen der Kontakte uſw. noch geſchloſſengehalten werden. 


203. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehr⸗ 
heit der beteiligten Gewerdetreibenden für die Ein⸗ 
führung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich 
hiermit an, daß mit dem Inkrafitreten des zu ge⸗ 
nehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für das 
Schmiedegewerbe, deren Bezirk die Stadtgemeinde 
Woldenberg und die ländlichen Ortſchaften (Land⸗ 
gemeinden und Gutebezirke) Schlanow, Mehrenthin, 
Grapow, Wolgaſt, Regenthin, Jägersburg, Hochzeit, 
Lämmersdorf, Kloſterfelde, Wutzig, Hermsdorf, Lauch⸗ 
ſtädt, Rohrsdorf, Dolgen, Eichberg, Krügergrund, 
Friedrichsdorf und Schüttenburg umfaßt, mit dem 
Sitze in Woldenberg und unter dem Namen 
„Schmiedeinnung (Zwangsinnung) zu Woldenberg“ 
errichtet werde. Von dem genannten Zeitpunkte ab 
gehören alle Gewerbetreibende, welche das bezeichnete 
Handwerk betreiben, dieſer Innung an. Zugleich 
ſchlteße ich zu demſelben Zeitpunkte die jetzige 
Schmiedeinnung (Freie Innung) in Woldenberg. 

Frankfurt a. O., den 6. April 1910. 
I Bg. 1109. Der Regierungspräftdent. 
264. Um Rückfragen der Redaktion des Zentral⸗ 
Polizei⸗Blatts bezüglich der Meldungen der Polizei⸗ 
behörden über kontraktbrüchtge Arbeiter (vergl. 
Nr. 5 des Erlaſſes des Herrn Miniſters des Innern 
vom 27. November v. Is. — If 1853 —, betr. 
die Inlandslegitimlerung der ausländiſchen Arbeiter) 
zu vermeiden, hat der Herr Miniſter des Innern an- 
geordnet, daß dieſe Meldungen künftighin mittels der 
beiden nachſtehenden, nur durch ihre Ueberſchrift unter⸗ 
ſchiedenen Formulare zu erfolgen haben. Dabei weiſe 
ich beſonders darauf hin, daß eine gemeinſame An⸗ 
meldung derjenigen Perſonen, nach denen wegen 
Kontraklbruchs Nachforſchungen anzuſtellen ſind und 
der wegen Kontraktbruchs ausgewieſenen Perſonen auf 
demſelben Formular zur Vermeidung von Schwierig⸗ 
keiten bei der Drucklegung nicht ſtatthaft iſt. 

Ich erſuche, in Zukunft hiernach zu verfahren. 

Frankfurt a. O., den 7. April 1910. 
I A. 1466. Der Reglerungspräſident. 
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(m Nr. 204.) I. Liſte der wegen Kontraktbruchs zu ermittelnden Perſonen. 


Behörde, der Legitimierunge⸗ 


Tag der Heimats Verfügung, die 


Lfd. Zu: und Vorname Geburt] ort: im Fall der bei Mittelung amt und Nr. der 
Nr. der geſuchten Perſonen | (Alter), Hei 18; Dr ee DEE Legitimations 
5 9 ), Heimats⸗ Nachricht zu mittelung an⸗JLegitimaklons⸗ 
Geſchlechiſ land geben iſt zugeben ift karte 


An 
die Redaktion des Zentral: Polizei: Blattes weer r en en 1910 
in 
Berlin C. 2, (Behörde.) 
Molkenmarkt 1 (unterſchrift.) 


zu gefälliger Aufnahme. 
II. Liſte der wegen Kontraktbruchs ausgewieſenen Perſonen. 


Tag ber Heimats⸗ Behörde, der Verfügung, die Legitimierungs⸗ 


Lfd.] Zu und Vorname | Geburt | ort; Pe = 11 05 der bel e amt und Nr. der 
8: : 
Nr. der geſuchten Perſonen (Alter), Heimats⸗ date Noche an wilkeklng 115 Legitimations⸗ 
Geſchlechtf land geben iſt zugeben iſt karte 
An 
die Redaktion des Zentral⸗Poltzel⸗Blattes ee ee een E 9 
in 
Berlin C. 2, (Behörde.) 
Molkenmarkt 1. (unterſchrift.) 


zu gefälliger Aufnahme. 


205. Dem Amtsbezirke Nr. 30 des Kreiſes 5. die Weſtdeutſche Verſicherungs⸗Aktien⸗Bank in 
Sorau, der vom 1. April d. Js. ab nur noch Eſſen bezüglich der Glasverſicherung. 
aus dem Gutsbezirke Sorau N.⸗L. Forſt beſteht, B. in der Provinz Brandenburg: 


it der Name „Sorau N.⸗L. Forſt“ beigelegt worden. 6. die Haftpflichtkaſſe deutſcher Gaſtwirte V. a. G. 
Frankfurt a. O., den 4. April 1910. mit dan e in Darmſtadt. 


J St. L. 206. Der Regierungspräfident. Frankfurt a. O., den 4. April 1910. 
206. Mit Genehmigung des Kaiſerlichen Auſſichts⸗ Der Regierungspräfibent. 
amtes für Pripakverſicherung haben den 207. Der Herr Minister der geistlichen, Unter⸗ 
Geſchäſtsbetrieb aufgenommen: richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten hat zur Be⸗ 
A. in Preußen: ſtreitung der Mehrausgaben für die Gewährung 
1. die Altonaer Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft | eines Alterszulageeinheltsſatzes von 100 M. für 
a. G. in Altona, 5 die Lehrerſtellen unſeres Bezirks für das Etatsjahr 
2. der Beamtenfürſorge⸗Verein der Deulſchen | 1909 eine Beihilfe gewährt. 
Bank a. G. in Berlin, Die Königl. Kreiskaſſen des Bezirks werden 
3. die Rheiniſche Feuer⸗Verſicherungs⸗ Aktien» | angewieſen, von den in Spalte 1 des Verteilungs⸗ 
geſellſchaft in Cöln, planes für 1909 — Beilage zum Reg.⸗Amtsbl. 


4. die Sterbekaſſe „Poſtalla“, Verſicherungsverein | Stück 45 für 1909 — aufgeführten Schulverbänden 
auf Gegenſeiligkelt in Berlin, der als kleinerer ſobiel mal 3 M. 39 Pf. weniger einzuziehen, als 
Verein im Sinne des § 53 des Pribatverſiche⸗ | Schulftellen in Spalte 6 angegeben ſind. Hierbei 
rungsgeſetzes vom 12. Mal 1901 anerkannt iſt zu beachten, daß für den Schulverband Arnswalde 


worden iſt, für eine von 1 vorhandenen 20 Stellen nur 
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41 Pf. weniger zu erheben find, ſo daß hler die 
Beibilfe 64 M. 82 Pf. beträgt. 

Frankfurt a. O., den 8. April 1910. 
Königl. Regierung, Abt. für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

Andere Behörden. 

208. Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 zu 
den Schuldverſchreibungen der preußiſchen konſoli⸗ 
dierten 3½ „igen Staats anleihe von 1890 über 
die Zinſen für die zehn Jahre vom 1. April 1910 
bis 31. März 1920 nebſt den Erneuerungsſcheinen 
für dle folgende Reihe werden vom 1. März d. Js. 
ab ausgereicht, und zwar: durch die Kontrolle der 
Staatspapiere in Berlin SW. 68, Oranienſtr. 92/94, 
durch die Kgl. Seehandlung (Preuß. Staatsbank) 
in Berlin W. 56, Markgrafenſtr. 46 a, durch die 
Preuß. Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe in Berlin C. 2, 
am Zeughauſe 2, durch Sämtliche preuß. Reglerungs 
Haupt⸗, Kreis⸗, Oberzoll⸗, Zoll⸗ und hauptamtlich 
verwaltete Forſtkaſſen, durch ſämtliche Reichsbank⸗ 
Ses und Reichsbankſtellen und ſämtliche mit 

aſſeneinrichiung verſehene Reichsbanknebenſtellen, 
Si. e durch diejenigen Oberpoſikaſſen, an deren 

ich keine Reichsbankanſtalt befindet. Formulare 
zu den Verzeichniſſen, mit welchen die zur Abhebung 
der neuen Zinsſcheinreihe berechtigenden Erneuerungs⸗ 
beine (Anweiſungen, Talons) den Ausreichungs⸗ 
ſiellen einzuliefern ſind, werden von dieſen unent⸗ 
geltlich abgegeben. Der Einreichung der Schuld⸗ 
verſchreibungen bedarf es zur Erlangung der neuen 
Zinsſcheine nur dann, wenn die Erneuerungeſcheine 
abhanden gekommen find. 

Berlin, den 22. Februar 1910. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

209. Allgemeine Beſtimmungen 
über Annahme und Beſchäftigung der Kurſiſten 
bei der Königlichen Taubſtummenanſtalt zu Berlin. 

§ 1. An der Königlichen Taubſtummenanſtalt 
beginnt alljährlich mit Anfang des Sommerfemeiters 
ein Kurſus zur Ausbildung von Taubſtummenlehrern 
und Lehrerinnen, zu dem Volksſchullehrer und Lehre⸗ 
rinnen, anſtellungsfähige Kandidaten des höheren 
Schulamts und dec Theologie ſowie Geiſtliche zu⸗ 
gelaſſen werden können. Bei der Zulaſſung haben 
diejenigen Lehrer und Lehrerinnen den Vorzug, die 
von der Provinzialverwaltung ihrer Heimatprovinz 
vorgeſchlagen werden. Volksſchullehrer, die zum 
Kurſus zugelaſſen werden wollen, haben den Nach⸗ 
weis zu führen, daß ſie die zweite Lehrerprüfung 
beſtanden und für die ganze Dauer ihres Aufent⸗ 
halts in Berlin ſeitens der zuſtändigen Behörden 
Urlaub erhalten haben. Lehrerinnen haben nad; 
zuweiſen, daß ſie mindeſtens 2 Jahre in wirklichem 
Klaſſenunterricht vollbeſchäftigt geweſen find. Die 
anſtellungsfähigen Kandidaten des höheren Schulamts 
und der Theologie ſowie dle Geiſtlichen haben ihre 
diesbezüglichen Zeugniſſe einzureichen. Alle Bewerber 
haben außerdem ein amtliches Führungszeugnis und 
ein Geſundheitszeugnis vorzulegen, welches von 


einem Arzte ausgeſtellt iſt, der das Recht zur Füh⸗ 
rung eines Dienſtſiegels beſitzt. 

Die Geſuche um Zalaſſung zu dem Kurſus find 
unter Beobachtung des Inſtanzenweges und unter 
Beifügung der vorgenannten Zeugniſſe an den Herrn 
Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten zu richten. Die Erlaubnis zur 
Teilnahme an dem Kurſus iſt jederzeit widerruflich. 
Der Widerruf erfolgt unbedingt, wenn der Kurſiſt 
das Amtsverhältnis aufgibt, in dem er bei feiner 
Einberufung ſtand. 

§ 2. Der Ausbildungskurſus dauert zwei Jahre. 
Abkürzungen ſind nur mit beſonderer Genehmigung 
des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts: und 
Medizinal⸗Angelegenheiten angängig. 

3. Die bei der Königlichen Taubſtummen⸗ 
anſtalt eintretenden Kurſiſten erhalten eine theoretiſche 
und prakiiſche Ausbildung. Die theoretiſche Aus⸗ 
bildung umfaßt die Vertiefung in die allgemeine 
Pädagogik und die Einſicht in die Erziehung des 
Daubſtummen im beſonderen, die Methodik aller 
Unterrichtsgegenſtände der Taubſtummenſchule, vor 
allem des Sprachunterrichts, die Kenntnis der Ana⸗ 
tomie und Phyſiologie der Sinneswerkzeuge, der 
pſycho⸗phyſiologiſchen Natur der Sprachfunktion, der 
Geſetze der Phonetik, der kindlichen Sprachentwicklung, 
des logiſchen und grammatiſchen Aufbaus der Wort⸗ 
ſprache überhaupt und der wichtigſten Sprachſtörungen, 
eine genaue Bekanntſchaft mit der geiſtigen und 
ſprachlichen Entwicklung des taubſtummen Kindes, 
insbeſondere auch der Gebärdenſprache und die Kennt⸗ 
nis der Geſchichte und Literatur des Taubſtummen⸗ 
bildungsweſeng, ſoweit fie für die Entwickelung des⸗ 
ſelben von Bedeutung ſind. 

§ 4. Die Einführung in die Theorie des Taub⸗ 
ſtummenunterrichts erfolgt durch den Direktor der 
Anſtalt unter Beihilfe von Anſtaltslehrern und durch 
Dozenten der Königlichen Univerfität in beſtimmten, 
planmäßig feſtzuſtellenden Stunden. 

Die praktiſche Ausbildung wird durch gaftweilen 
Beſuch der Lehrſtunden, durch Lehrübungen und 
durch ſelbſtändige Unterrichtstätigkeit gefördert. 
Die Kurſusteilnehmer haben ſich den bezüglichen 
Anordnungen des Direktors unbedingt zu fügen. 
Demgemäß ſind ſie auch verpflichtet, die ihnen durch 
den Stundenplan überwieſenen Unterrichtsſtunden 
nach Maßgabe des Lehrplans und der etwaigen 
beſonderen Anweiſungen des Direktors gewiſſenhaft 
zu halten. Auch in Fällen der Behinderung der 
Anſtaltslehrer und bel einzelnen Schülern zu ge⸗ 
währender Nachhilfe haben ſie die ihnen vom Direltor 
zugewieſenen Stunden in gleicher Weiſe zu übernehmen. 

8 5. Der gaſtweiſe Beſuch in den verſchiedenen 
Anſtaltsklaſſen erfolgt nach einem vom Direktor 
aufzuſtellenden Plane. Die Kurſiſten find gehalten, 
pünktlich zu den Lehrſtunden zu erſcheinen, jede 
Störung des Unterrichts zu vermeiden und die 
Arbeiten des Lehrers aufmerkſam zu verfolgen. 


106 


8 6. Neben der Förderung der Fachbildung 
haben ſie es ſich angelegen ſein zu laſſen, ihre all⸗ 
gemeine Bildung, insbeſondere auch ihre fremd⸗ 
ſprachlichen Kenniniſſe in mindeſtens einer modernen 
Sprache zu vertiefen und zu erweitern. Es wird 
ihnen hierzu Gelegenheit nachgewieſen und Zeit zur 
Verfügung geſtellt werden. Auch haben ſie die 
neueren Beſtrebungen auf dem Gebiete der all⸗ 
gemeinen Pädagogik eingehend zu verfolgen. 

Für die Fachbildung ſteht den Kurſiſten die An⸗ 
ſtaltsbibliothek zur Verfügung. 

§ 7. Zur Förderung in der ſchriftlichen Dar⸗ 
ſtellung haben die Kurſiſten nach Anleitung des 
Direktors dem Bedürfnis entiprechend Aufgaben aus 
dem Gebiete der Taubſtummeabildung zu bearbeiten 
oder Referate über die beim Unterrichte oder beim 
Hoſpitleren geſammelten Erfahrungen anzufertigen. 

$ 8. Die Kurſiſten find verpflichtet, die internen 
Zöglinge der Taubſtummenanſtalt während der Frei- 
zeit und in den Arbeiisſtunden — im Bedürfnlsfalle 
auch in den Ferien — nach Maßgabe des Auſſichis⸗ 
plans zu beaufſichtigen und in ihren häuslichen 
Arbeiten zu unterftügen. Um die ſprachliche Aus⸗ 
bildung der Schüler möglichſt zu fördern, wird 
ihnen empfohlen, auch außerhalb der Schulzeit in 
ſprachlichen Verkehr mit den Taubftummen zu treten. 
Es iſt ihnen nicht geſtattet, die konventionelle oder 
künſtliche Gebärdenſprache anzuwenden, wie ſie auch 
nicht dulden dürfen, daß die taubſtummen Zöglinge 
während ihres Unterrichts die Gebärde gebrauchen 
oder während ihrer Aufſicht in der ſchulfreien Zeit 
dann anwenden, wenn fie die Lautſprache ſchon 
erlernt haben. 

§ 9. Der Direktor iſt befugt, je zwei Kurſiſten 
und Kurſiſtinnen mit der Aufſicht der Zöglinge des 
Internats an den Sonntagsvormittagen, in der Zeit 
vom Abendeſſen bis zum Schlafengehen, wie auch 
während der Nacht zu beauftragen. Dieſelben ſind 
verpflichtet, während dieſer Zeit ihre Wohnung im 
Anſtaltegebäude bezw. ihre Schlafſtätten in den 
Shletfälen zu nehmen. Dieſer Verpflichtung hat 
ſich jeder Kurſusteilnehmer im Intereſſe feiner Aus⸗ 
bildung zu unterziehen. Die Dauer dieſer Inſpektion 
ſetzt der Direktor nach Bedürfnis feſt, ihm ſteht auch 
das Recht zu, verheiratete Teilnehmer gegebenenfalls 
davon zu befreien. Im Beſchwerdefalle entſcheidet 
das Königliche Provinztalſchulkollegium, deſſen Diszi⸗ 
plin die Kurſiſten in höherer Inſtanz unterſtehen. 

8 10. Solche Kurſiſten, die nicht dle erforder: 
lichen Fähigkeiten für den Beruf eines Taub⸗ 
ſtummenlehrers zeigen oder die den vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht gewiſſenhaft nachkommen, werden 
unter Entziehung des ihnen etwa gewährten Stipen⸗ 
diums von der Teilnahme am Ausbildungskurſus 
ausgeſchloſſen. Die Entſcheidung hierüber ſteht dem 


Herrn Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts» und 
Medizinal⸗Angelegenheiten zu. 5 

§ 11. Am Schluſſe des Ausbildungskurſus 
haben die Kurſiſten die durch die Prüfungsordnung 
vom 27. Juni 1878 vorgeſchriebene Taubſtummen⸗ 
lehrerprüfung abzulegen. Eine Verbindlichkeit zu 
ihrer Unterbringung als Lehrer oder Lehrerinnen 
an einer Taubſtummen⸗ oder anderen Schulanſtalt 
übernimmt die Königliche Taubſtummenanſtalt nicht. 

Berlin, den 10. März 1910. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 

und Medizinal⸗Angelegenheiten 
210. Der öſtlich der Eiſenbahnlinie Weiß waſſer⸗ 
Forſt gelegene Teil des Hebebezirks des Kgl. Zoll: 
amis I Spremberg (Hauptzollamtsbezirk Cottbus), 
einſchließlich der Eiſenbahnſtationsorte ſelbſt, wird 
vom 1. April d. Js. ab dem Hebebezirk des Kgl. 
Zollamts I Forſt im gleichen Hauptzollamtsbezirk 
zugewieſen 

Berlin, den 26. März 1910. 

Der Präſident der Oberzolldtrektion. 
211. Perſonalnuachrichten. 

a) Anſtelle des nach Berlin verſetzten Rentmeiſters 
Meyer iſt der bisherige Steuerſekretär Lange aus 
Dt. Wilmersdorf vom 1. April 1910 ab zum 
Rentmeiſter bei der Kreiskaſſe in Friedeberg Nm. 
ernannt worden. 

b) Zu Bauaſſiſtenten ernannt: Bauaſſiſtenten⸗ 
anwärter Kluge in Guben, Bauſupernumerar Nitſch 
in Frankfurt a. O. dieſer bei der Kreisbauinſpeklion 
Arnswalde, der techniſche Bureauhilfsarbeiter Hoff⸗ 
mann in Küſtrin. 

c) Dem Rektor Grund in Reppen iſt die 
Erlaubnis zur Einrichtung und Leitung einer Privat⸗ 
Mädchenſchule in Reppen erteilt worden. 

d) Der Kandidat des höheren Lehramts Klehmet 
tft vom 1. April d. Is. ab als Oberlehrer an dem 
Realprogymnaſium zu Croſſen a O. angeſtellt worden. 

e) Der Kandidat des höheren Lehramts Patzſchke 
iſt vom 1. April d. Is. ab als Oberlehrer an dem 
Realgymnaſium in Schwiebus angeſtellt worden. 

Lehrerſtellen. 
212. Kreis Guben: Henzendorf K. L., 1. 5. 10. 
Kreis Oſtſternberg: Beaulien 2. L, 1. 5. 10. 
Bewerbungen find an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 
Nichtamtliches. 
213. In unſerem Verlage erſchien: Anleitung für 
die Obliegenheiten des Amtsvorſtehers im Bereich 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. Unter 
Benutzung amtlicher Quellen bearbeitet von v. Rohr, 
Oberſtl. a. D., komm. Amtsvorſteher. Zweite, um⸗ 
gearbeitete Auflage. Kartonniert Mk. 1,50. 
A. W. Hayn's Erben 
Berlin S. W. 68, Zimmerſtr. 29. 
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